
01. September = Antikriegstag
Wir fordern:

��TRUPPEN RAUS AUS AFGHANISTAN - DEM FRIEDEN EINE CHANCE
��Unterstützung für einen lebensfähigen Staat Palästina
��Armutsbekämpfung statt Bekämpfung der Armen
��Demokratie und Menschenrechte statt Militarisierung
��Kein US-Hauptquartier in Wiesbaden

Dem Frieden eine Chance - bei uns damit anfangen.

Ausgabe Antikriegstag 2008

Vernunft muss her, statt Militär! 
Ausreiseverbot für die Bundeswehr!

Der siebenjährige Krieg in
Afghanistan – an dem sich auch
das deutsche Militär beteiligt –
muss beendet werden. Dieser Krieg
hat seine vorgeblichen Ziele nicht
erreicht, im Gegenteil: der Alltag
wird durch Gewalt, Terror und
Drogenhandel geprägt. Die
Bevölkerung Afghanistans leidet
unter den Kriegsfolgen. 
Die deutsche Bundesregierung erklärt
die zivile Wiederaufbauhilfe zu ihrem
Schwerpunkt für Afghanistan. Ein
Vielfaches der Mittel wird für den
Krieg ausgegeben. Die „zivile
Komponente" des Bundeswehreinsat-
zes dient zur Rechtfertigung des
Krieges.
Im Herbst soll im Bundestag schon
wieder über eine Verlängerung und
Erweiterung der Zahl der Soldaten für
Afghanistan abgestimmt werden.
Wenn deutsche Politiker es mit
Wiederaufbau, Demokratie und der
Verbesserung des sozialen Standards
in Afghanistan ernst meinen, so
müssen sie als erstes die Bundeswehr

Energiepreise steigen und steigen und... WER verdient daran?
In den vergangenen Monaten
mussten wir immer mehr Geld für
Produkte des täglichen Bedarfs
ausgeben: unter anderem für
Lebensmittel und Energie. Die
Frankfurter Mainova hat eine

erneute Preiserhöhung
angekündigt. Zum 1. September
steigen die Gaspreise um rund
9%, die Preise für Strom um etwa
7%. Seit 2005 ist damit allein das
Gas um 22% teurer geworden.
Hauptursache für den Preisanstieg
sind -nach Konzernangaben- die
gestiegenen Beschaffungskosten,
die beim Erdgas an den
Heizölpreis und damit an die
Entwicklung des Erdölpreises
gekoppelt sind. Die Konzerne, die
damals den Markt beherrschten,
hatten diese Klausel bereits in den
50er Jahren durchgesetzt. Es
handelt sich um die Ölmultis, die Fortsetzung auf Seite 2

aus Afghanistan zurückziehen. 
Ein Grossteil der deutschen
Bevölkerung ist gegen diesen Krieg!
Die Bundesregierung darf sich nicht
gegen den Friedenswillen des
deutschen Volkes stellen. 
Der Abzug der Bundeswehr würde die
USA und andere Kriegsparteien unter
Druck setzen, ihre Truppen ebenfalls
abzuziehen. Dadurch erhielte der
Frieden eine echte Chance.
Am 20.09. ruft die Friedensbewegung
zu zwei bundesweiten Demonstratio-
nen nach Berlin und nach Stuttgart
auf. BETEILIGEN SIE sich!!!!

auch heute wieder prächtig an den
Benzin- und Dieselpreisen
verdienen. Für 2008 wird für die
fünf größten Konzerne ein
ausgewiesener Gewinn von
157.000.000.000 Dollar prognosti-
ziert.
Im Einzelnen: Exxon (51 Mrd. $),
Royal Dutch/Shell (34 Mrd. $), BP
(30 Mrd. $), Chevron (20 Mrd. $),
Conoco-Phillips (22 Mrd. $) [Alle
Daten nach: FAZ vom 28. Juli 2008] 
Auch bei der Erdgasversorgung
spielen große Konzerne , wie z.B.
Eon-Ruhrgas und RWE, eine
führende Rolle.
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Fortsetzung von Seite 1: "Energiepreise steigen und steigen und... WER verdient daran?
Bei den Strompreisen ist die starke Marktstellung weniger Konzerne
ebenfalls von großer Bedeutung. So beträgt der Anteil von RWE, E.on,
EnBW und Vattenfall an der deutschen Kraftwerksleistung über 80
Prozent. Sie beherrschen ausserdem das deutsche Überland-
Stromnetz. Wie die Konzernmacht eingesetzt wird, dass es Kartellab-
sprachen gab, u.s.w., kann in dieser kurzen Skizze nicht ausgeführt
werden.

Was tun?
Wichtig ist zunächst, dass 
��alle Bestrebungen der Strom- und Erdgaskonzerne, die verbliebe-

nen Stadtwerke durch Privatisierung in ihre Verfügungsgewalt zu
bekommen, entschieden abgewehrt werden!

��Auch die Rückgängigmachung von bereits erfolgten Privatisierun-
gen ist anzustreben.

��Die Kommunen müssen über wesentliche Momente der Entwick-
lung und die Preisgestaltung dieses wichtigen Sektors der
Daseinsvorsorge selbst entscheiden können!

Ein Job kostet 1785 Euro
Arbeitsagentur in Frankfurt  ...
Dietmar Fettel (Name ... geändert)
hat Pech. Sein Arbeitslosengeld I
ist ausgelaufen. Für ihn gibt es
kein Hartz IV, keine Grundsiche-
rung von 351 Euro, plus
Finanzierung der Miete und
anteilige Heiz- und Energiekosten
von 21,87 Euro monatlich. Denn
seine Frau hat ...Einkommen ...und
noch ... Ersparnisse für ihre Rente
.... Diese muß Katja Fettel erst
aufbrauchen,... bevor ihr Mann
auch nur einen Cent Stütze
...erhält....Als Arbeitssuchender
wird er obendrein vom Jobmarkt
ausgegrenzt – dabei:...sucht
ein...privater Zwischenhändler...
160 Verkäufer, 30 Postsortierer, 75
Botenfahrer ... Haas,... Consulting
& Service GmbH, lockt: »Keine
Zeitarbeit, 37,5-Stunden-Woche.«  
...Vermittlungsgutschein
...[es] sind Voraussetzungen
festgeschrieben: »Sie sind derzeit
mindestens acht Wochen arbeits-
los, um sich somit einen Vermitt-
lungsgutschein von der Arbeits-
agentur ausstellen zu lassen«,...
2.000 Euro plus 19 Prozent Mehr-
wertsteuer zahlt das Amt einem
Vermittler für einen Gutschein, er-
klärt Haas gegenüber junge Welt.
Was aber ist mit Fettel, ...? ... Der
Arbeitsvermittler schlägt ihm vor,
für die angebotene Stelle privat
1500 Euro plus 19 Prozent Mehr-

wertsteuer, also 1785 Euro zu
zahlen. Dafür erhalte er einen
unterschriebenen Arbeitsvertrag... 
die...Arbeitsagentur:.. Einen Ver-
mittlungsschein könne er leider
nicht erhalten, wegen der »ge-
wissen Voraussetzungen«, ... »Da
Ihr Mann aber keine Leistungen
der Agentur mehr erhält, kann
auch dieser Gutschein nicht aus-
gestellt werden, ... damit können
auch nicht die Kosten eines
privaten Arbeitsvermittlers ... über-
nommen
werden«...
Zunächst erhält
Fettel eine
sogenannte »Ein-
gliederungsverein
barung«...   er
[wird] aufgefor-
dert, auch Zeit-
arbeitsfirmen in
seine Suche mit
einzubeziehen.
Unterschreiben
soll er, darüber
informiert worden
zu sein, daß er
sich ansonsten
»große Chancen« verbaue. Des
weiteren wird er aus der Agentur
ausgegliedert. Das wird die
Rentenkassen entlasten...Die
Arbeitslosenstatistik ist wieder
aufpoliert. Die »Beendigungsmel-
dung für die Arbeitslosigkeit ohne
Leistungsbezug« ist in seinem Fall
besonderer Hohn: Eigen-

bemühungen und Verfügbarkeit
müßten vorliegen, heißt es darin. 
...Fettel...würde gern als Bote
arbeiten. Aber rund 1800 Euro
zahlen...
Lesen Sie komplett nach in der Quelle:
junge Welt vom 13.08.2008, Seite 3;
Autorin: Gitta Düperthal
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"Was den Armen zu
wünschen wäre für eine
bessere Zukunft?
Nur, daß sie alle im Kampf
gegen die Reichen so
unbeirrt sein sollen, so findig
und so beständig, wie die
Reichen im Kampf gegen die
Armen sind."
Erich Fried, einer der aus Deutsch-
land emigrieren mußte, weil Hitler
seinesgleichen für Parasiten hielt






